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109. Vorſchriften 8 
des Miniſters für Handel und Gewerbe über die 
Ausbildung von Gewerbeſchullehrerinnen vom 
23. Januar 1907. 

I. Die Ausbildung von Gewerbeſchullehrerinnen 
erfolgt in den mit den Königlichen Handels- und 
Gewerbeſchulen für Mädchen, (z. Zt. in Poſen, 
Potsdam und Rheydt) verbundenen Lehrerinnen⸗ 
bildungsanſtalten. 

Die Befugnis zur Ausbildung kann vom 
Miniſter für Handel und Gewerbe auch anderen 
Schulen widerruflich übertragen werden, wenn 

1. ein Bedürfnis nachgewieſen iſt, 

2. dieſe Anſtalten durch ihre Einrichtungen und 
die zu ihrer Unterhaltung zur Verfügung 
ftehenden Geldmittel die Gewähr für einen 
erfolgreichen Unterricht bieten, 

3. die Ausbildung nach den unter II bis IX 
erlaſſenen Beſtimmungen erfolgt, 

4. dem Miniſter für Handel und Gewerbe das 
Recht eingeräumt wird, die mit der Aus⸗ 
bildung zu betrauenden Lehrkräfte zu be⸗ 
ſtätigen. 

Die Befugnis zur Ausbildung kann auch auf 
einzelne der unter II aufgeführten Lehrfächer bes 
ſchränkt werden. 

II. Es werden Lehrerinnen mit der Lehr⸗ 
befähigung für folgende Fächer ausgebildet: 

a) Kochen und Haus wirtſchaft, 

b) einfache und feine Handarbeiten, ſowie Ma⸗ 
ſchinenähen, 

e) Wäſcheanfertigung, 

d) Schneidern, 

e) Putz, 

f) Kunſthandarbeiten, 

8) Zeichnen. 

III. Die Lehrbefähigung, die auch für mehrere 
Fächer erworben werden kann und für jede Lehrerin 


vom Miniſter für Handel und Gewerbe erteilt wird, 


ſetzt voraus: 

1. die Ausbildung in einer der unter Ziffer I 
aufgeführten Lehrerinnenbildungsanſtalten und 
die Ablegung der Fachprüfung vor der zu⸗ 
ſtändigen Prüfungskommiſſion (f. IV bis VII), 

2. die Ausübung einer mindeſtens halbjährigen 
praküſchen Tätigkeit (ſ. VII), 

3. die Zurücklegung eines Probejahres (ſ. IX). 
Die Erfüllung dieſer Bedingungen iſt durch 

Vorlegung von Zeugniſſen nachzuweiſen. 
IV. Zur Aufnahme in die Lehrerinnenbildungs- 
anſtalten iſt erforderlich: 

1. ein für die Ausübung des Lehrerinnenberufs 
ausreichender Geſundheitszuſtand (amtsärztliches 
Atteſt), 

2. ein guter Leumund (polizeiliches Führungsatteſt), 

3. bei Minderjährigen die ſchriftliche Einwilligung 
der Eltern oder deren Stellvertreter, 

4. ein Alter von mindeſtens 19 und höchſtens 
27 Jahren (Geburtsurkunde); Ausnahmen ſind 
mit Genehmigung des Miniſters für Handel 
und Gewerbe geſtattet, 

5. der erfolgreiche, durch Vorlegung des Abgangs⸗ 
zeugniſſes nachzuweiſende Beſuch einer höheren 
Töchterſchule mit mindeſtens neunjährigem 
Kurſus oder der Beſitz der entſprechenden, 
durch Ablegung einer Aufnahmeprüfung nach⸗ 
zuweiſenden Kenntniſſe, 

6. ſür diejenigen, welche die Lehrbefähigung unter 
Ha erwerben wollen, die Ab egung der Prü⸗ 
fung als Lehrerin der Hauswirtſchaftskunde gemäß 
den Beſtimmungen der vom Miniſter der geiſt⸗ 
lichen, Unterrichts: und Medizinalangelegen⸗ 
heiten erlaſſenen Prüfungsordnung vom 11. Ja⸗ 
nuar 1902, 

7. für diejenigen, welche die Lehrbefähigung unter 
Ib bis f erwerben wollen, die Ablegung der 
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Prüfung als Lehrerin der weiblichen Hand: 
arbeiten gemäß den Beſtimmungen der vom 
Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Me⸗ 
dizinalangelegenheiten erlaſſenen Prüfungs⸗ 
ordnung vom 22. Oktober 1885, 
zu 6 und 7. Die Vorbereitung auf dieſe 
Prüfungen muß in einer vom Mintiſter für 
Handel und Gewerbe als geeignet anerkannten 
Unterrichtsanſtalt erfolgt fein, 

8. für diejenigen, welche die Lehrbefähigung unter 
IIg erwerben wollen, der Nachweis hinreichender 
zeichneriſcher Begabung. 

V. Die Ausbildungszeit beträgt für die Fächer 
unter IIa —d je 1 Jahr, 
„ lle n Ya 1 
e „2 Jahre, 


” g „ 71 

Das Unterrichtsjahr ſoll 40 Wochen und die 
Woche 30 Unterrichtsftunden umfaſſen. 

VI. Die Ausbildung erfolgt nach dem vom 
Miniſter für Handel und Gewerbe vorgeſchriebenen 
Lehrplan. 

VII. Nach dem Abſchluß der Ausbildung in 
der Lehrerinnenbildungsanſtalt iſt eine Prüfung vor 
den vom Miniſter für Handel und Gewerbe ein⸗ 
gelegten ſtaatlichen Prüfungekommiſſionen abzulegen. 
Das Prüfungsverfahren wird durch eine beſondere 
Prüfungsordnung geregelt. 

VIII. Die prakiiſche Tätigkeit dient zur Er: 
gänzung der in den Lehrerinnenbildungsanſtalten 
erworbenen Kenntniſſe und $ertigfeiten und muß 
in dafür geeigneten größeren gewerblichen und haus⸗ 
wirtſchaſtlichen Betrieben (Schneider, Wäſche⸗, 
Stickerei⸗ und Muſterzeichen⸗Atelters, für Kochen 
und Hauswirtſchaft in Speifehäufern, Kaſinos, 
Krankenhäuſern uſw.) erfolgen. 

IX. Während des Probejahrs ſollen die 
Lehrerinnen die zur Ausübung ihres Berufs er⸗ 
forderliche Uebung im Unterrichten erlangen. Das 
Probejahr muß an den ſtaatlichen Handels⸗ und 
Gewerbeſchulen für Mädchen oder an ſolchen Schulen 
abgelegt werden, die hierfür vom Miniſter für Handel 
und Gewerbe als geeignet bezeichnet ſind. 

Die Probekandidatinnen haben ſich zur Ueber⸗ 
weiſung an eine geeignete Schule unter Einreichung 
des Lebenslaufs und ihrer Zeugniſſe beim Landes⸗ 
gewerbeamt zu melden. 

X. Dieſe Beſtimmungen treten am 1. Oktober 
1907 in Kraft für die zu dieſem Zeitpunkt bereits 
in der Ausbildung begriffenen Mädchen können vom 
Miniſter für Handel und Gewerbe Ausnahmen von 
obigen Beſtimmungen zugelaſſen werden. 

Verordnungen und Betauntmachungen 
der frönigl. eren zu Frankfurt a. O. 
110. Der Kaufmann Georg Gr otſtück in Berlin 
iſt zum Konſul der Republik Ecuador ernannt worden. 

Frankfurt a. O., den 1. Februar 1907. 

Der Regierungspräſident. von Valentini. 


111. Umpfarrungs⸗Urkunde. 

Mit Genehmigung des Herrn Miniſters der 
geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten 
und des Evangeliſchen Oberkirchenrats, ſowie nach 
Anhörung der Beteiligten wird von den unterzeich⸗ 


neten Behörden hierdurch Folgendes feſtgeſetzt: 
12 


Die Evangeliſchen der zum Forſtgutsbezirke 
Maſſin, Kreis Landsberg a. W, gehörigen Revier⸗ 
förſterei Borne werden aus der Kirchengemeinde 
Berneuchen, Diözeſe Landsberg a. W. II, in die 
Kirchengemeinde Dölzig, Diözeſe Königsberg Nm. II, 
umgepfarrt. 

8 2. 

Dieſe Urkunde tritt am 1. Februar 1907 in Kraft. 

Berlin, den 9. Januar 1907. 

(L. S.) Königliches Konſiſtorium der Provinz 
Brandenburg. gez. Steinhauſen. 
zu V. 7215. 

Frankfurt a. O., den 23. Januar 1907. 

(L. S.) Königliche Regierung, Abteilung für 

Kirchen» und Schulweſen. gez. von Schroetter. 
II. A. 148. 07. 
112. Der Ingenieur Roland Martens in 
Mannheim iſt vom 1. Januar 1907 ab als techniſcher 
Aufſichtobeamter der Nahrungsmittel⸗Induſtrieberufs⸗ 
genoſſenſchaft in Mannheim für den Bezirk der Ge⸗ 
noſſenſchaft angeſtellt worden. 

Frankfurt a. O., den 4. Februar 1907. 

Der Regierungspräſident. von Valentini. 
113. Auf Grund des Artikels 75 § 1 des 
Preußiſchen Ausführungs⸗Geſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuche wird die Kreisſparkaſſe in Croſſen a. O. 
im Einvernehmen mit dem Königlichen Landgerichts⸗ 
präſidenten in Guben zur Anlegung von Mündel⸗ 
geldern für geeignet erklärt. 

Frankfurt a. O., den 4. Februar 1907. 

Der Regierungspräſident. von Valentini. 
114. Die Herren Miniſter der geiſtlichen, Unter⸗ 
richts⸗ und Medizinalangelegenheiten und des Innern 
haben den Zweigvereinen des Vaterländiſchen Frauen⸗ 
vereins für Waidmannsluſt und Lübars in Waid⸗ 
mannsluſt und für den Kreis Nieder⸗Barnim in 
Berlin die Erlaubnis zum Gebrauch des Roten 
Kreuzes erteilt. f 

Frankfurt a. O., den 8. Februar 1907. 

Der Reglerungspräſident. von Valentini. 
115. Der Herr Miniſter des Innern hat auf 
Grund des § 6 des Zuſtändigkeitsgeſetzes im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Bezirksausſchuß beſtimmt, daß 
die Landgemeinde Neu⸗Petershain mit dem 1. April 
1907 aus dem Amtsbezirke Petershain, Kreis Calau, 
auszuſcheiden und fortan einen beſonderen Amts⸗ 
bezirk zu bilden hat. 

116. Durch Beſchluß des Kreis⸗Ausſchuſſes zu 
Soldin ſind die zum Gemeindebezirk Mietzelfelde 
gehörigen Parzellen Nr. 2 bis 17, 24/11 uſw., 
25/11 uſw., 26/14, 27/15, 28/15, 29/14 des Karten⸗ 
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blattes 7 der Gemarkung Hohenwalde in Geſamt⸗ 
größe von 20,8190 ha von dem Gemeindebezirk 
Mietzelfelde abgetrennt und mit dem Forſtgutsbezirk 
Lichtefleck vereinigt worden. 

Bekanntmachung des Schiedsgerichts für 
Arbeiterverſicherung zu Frankfurt a. O. 
117. Zu Vertrauensärzten des Schiedsgerichts 
find für das Jahr 1907 beſtellt worden: der König- 
liche Kreisarzt, Medizinalrat Dr. Schaefer hier, 
der Königliche Geheime Sanitätsrat, Profeſſor 
Dr. Thiem in Cottbus, der Königliche Kreisarzt, 
Medizinalrat Dr. Friedrich in Landsberg a. W., 
der Königliche Kreisarzt, Medizinalrat Dr. Jung⸗ 
mann in Guben und der Arzt Dr. Weinbaum 

in Cüſtrin. 

Frankfurt a. O., den 4. Februar 1907. 

Das Schiedsgericht für Arbeiterverſicherung, 
Regierungsbezirk Frankfurt a. O. 
WVerſonal Nachrichten. 

118. Perſonalveränderungen 
im Bezirke des Kammergerichts im Monat 
Dezember 1906. 
Fortſetzung aus Nr. 6. 
III. Staatsanwaltſchaft. 

Zu Staatsanwälten ſind ernannt: Der Land⸗ 
richter Dr. Klee in Oppeln bei der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft I in Berlin, Gerichtsaſſeſſor v. Clauſewitz 
bel der Staatsanwaltſchaft in Prenzlau. 

Der Leutnant a. D. Koperski iſt zum Amts⸗ 
anwalt in Lichtenberg ernannt. 

IV. Rechtsanwälte und Notare. 

In die Liſte der Rechtsanwälte ſind ein⸗ 
getragen: Der Rechtsanwalt Schellwin aus 
Quedlinburg, die Gerichtsaſſeſſoren Dr. Tar⸗ 
nowski, Dr. Langenbach, Dr. Roſin und 
Danziger, ſämtlich bei dem Landgericht I in 
Berlin, Rechtsanwalt Maul vom Londgericht II 
bei dem Landgericht III in Berlin, die Gerichts⸗ 
aſſeſſoren Paul Hartung, Homburg und Rei⸗ 
ners bei dem Landgericht III in Berlin, mit bem 
Wohnſitze in Charlottenburg, der Rechtsanwalt 
v. Brockhuſen aus Schönau und Gerichtsaſſeſſor 
Dr. Schück bei dem Amtsgericht Charlottenburg 
und dem Landgericht III in Berlin mit dem Wohn⸗ 
ſitze in Charlottenburg, der Gerichtsaſſeſſor Dr. Hans 
Hausmann bei dem Amtsgericht und Landgericht 
in Potsdam. 

In der Lifte der Rechtsanwälte find gelöscht: 
die Rechtsanwälte Knobloch und Maul bei dem 
Landgericht 11 in Berlin, Dr. Schoenberner bei 
dem Landgericht I in Berlin, Altmann bei dem 
Amtsgericht und Landgericht in Potsdam. 

Zum Notar ernannt iſt der Rechtsanwalt 
Milchner in Zoſſen. Der Charakter als Juſtiz⸗ 
rat it verliehen den Rechtsanwälten und Notaren 
Dr. Raatz, Irmler, Dr. Roſenbohm und Dr. 
Neumann in Berlin, Dr. Keſſel in Luckau und 

Guder in Charlottenburg, den Rechtsanwälten 


Barkom, Louis Mendelſohn, Sandberg, 
Dr. Kuznitzky. Moſſe, Dr. Horwitz Dr. Stei⸗ 
nig, Heilborn. Berg und David Naumann 
in Berlin, Dr. Crüger in Charlottenburg. 

V. Referendare. 

Zu Referendaren ſind ernannt: die bisherigen 
Rechtskandidaten Münſter, Rogivue, Braun, 
Schöurock. Winterberg. Korſch, Lisco Buſch, 
Wilhelm Schmidt, Ehrenreich. Kuſch. Kor⸗ 
monn, Wolfgang Roſenow, Georg Cohn III, 
Schürmann, Dr. Seetzen, Paul Bartels, 
Knorr, Hein, Steinchen, Sander und Win: 
dels. Die Referendare Gierke, Ruſſell, 
Dr. Bahr, Strewe und Kluge ſind aus dem 
Juſtizdienſt ausgeſchieden. 

VI. Subalternbeamte. 

Ernannt find: Landaerichtsſekretär Schwarz 
zum Kammergerichtsſekretär, Aktuar Ernſt Beyer 
in Kalkberge zum Amtsgerichtsſekretär in Havel⸗ 
berg, Amtsgerichtsaſſiſtent Eckard zum Amts⸗ 
gerichtsſekretär bei dem Landgericht II in Berlin, 
ſtändiger Bureauhilfsarbeiter, Militäranwärter 
Zeeck Berlin zum etatsmäßigen Gerichteſchreiber⸗ 
gehilfen bei dem Amtsgericht Berlin-Tempelhof; 
Militäranwärter Stotty zum Gerichtsvollzieher bei 
dem Amtsgericht in Meyenburg, Verſetzt ſind: 
Sekretär Peters von der Amtsanwaltſchaft Berlin⸗ 
Mitte an das Amtsgericht Berlin-Mitte, Sekre⸗ 
tär Münſter vom Amtsgericht Berlin⸗Mitte an 
die Amtsanwaltſchaft Berlin-Mitte, Sekretär 
Mars aus Weißenſee bei Berlin an das Land⸗ 
gericht 1 in Berlin, Tannig aus Havelberg an 
das Amtsgericht Weißenſee bei Berlin, Friedrich 
Schmidt aus Angermünde an das Amtsgericht 
Luckau. Kanzliſt Stender vom Kammergericht an 
das Oberlandesgericht in Marienwerder, Kanzliſt 
Schiele bei dem Oberlandesgericht in Marlen⸗ 
werder an das Kammergericht, die Gerichtsvollzieher 
Koch in Granſee an das Amtsgericht Oranien⸗ 
burg, Sprick in Pollnow an das Amtsgericht 
Berlin⸗Schöneberg, Draeger in Zanow an das 
Amtsgericht Granſee. 

Widerrufen iſt die Anſtellung des etatsmäßigen 
Amtsanwalts Haſſe von der Amtsanwaltſchaft 
Berlin⸗Mitte. 

Penſioniert ſind: Oberſekretär, Kanzleirat 
Schiele bei dem Amteagericht Berlin⸗Tempelhof, 
Amtsgerichtsſekretär Mantel in Cüſtrin, Gerichts⸗ 
vollzieher Grimm bei dem Amtsgericht Berlin⸗ 
Schöneberg. 

Geſtorben iſt der Gerichtskaſſenrendant, Rech⸗ 
nungsrat Spatz vom Amtsgericht Berlin⸗Wedding. 
119. Der Generalkommiſſions⸗Sekretär, Rech⸗ 
nungsrat Liedtke hier iſt auf feinen Antrag zum 
1. April 1907 mit der geſetzlichen Penſion in den 
Ruheſtand verſetzt. f 
120. Dem cand. phil. Paul Hoppe in 
Comptendorf, Kreis Cottbus, iſt die Erlaubnis zur 
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Annahme der Stelle als Hauslehrer und Erzieher 
im Regierungsbezirke erteilt worden. 

121. Uebertragen iſt dem Ober⸗Poſtinſpektor 
Machemehl in Frankfurt (O.), die Verwaltung 
einer Poſtratsſtelle bei der K. Ober⸗Poſtdireknion in 
Straßburg (Elſaß), dem Telegrapheninſpektor Müller 
in Frankfurt (O.), die Verwaltung einer Stelle für 
Bezirksaufſichtsbeamte bei der K. Ober⸗Poſtdirektion 
in Frankfurt (O.). 

Verſetzt ſind: Ober⸗Poſtaſſiſtent Schuſter 
von Cüſtrin 1 (Altſtadt) nach Görlitz. Ober⸗Tele⸗ 
praphenaſſiſtent Werg von Cottbus nach Bromberg, 
Telegraphenaſſiſtent Ronietzka von Cotibus nach 
Danzig, Poſtaſſiſtent Heinrich von Schwiebus nach 
Breslau, Poſtaſſiſtent von Duherrn von Reppen 
nach Glogau, Poſtaſſiſtent Seidler von Vetſchau 
nach Landsberg (W.). 

Vermiſchtes. 
122. Der bisherige Hilfsprediger Alfred Achmidt 
in Müncheberg iſt zum Pfarrer der Parochie Witzen, 
Drözeſe Sorau, beſtellt worden. 
123. Erledigt wird die Pfarrſtelle Königlichen 
Patronats zu Drenzig, Diözeſe Sternberg II, durch 
Emeritierung des Pfarrer Lieſ zum 1. April 1907. 
Die Wiederbeſetzung erfolgt diesmal durch das Kirchen⸗ 
regiment. 
124. Satzungen 
der Städtiſchen Sparkaſſe zu Fürſtenberg a. Oder. 
Inhaltsangabe. 
I. Allgemeine Beſtimmungen. 
Name, Sitz, Zweck § 1. 
Gewährleiſtung § 2. 
IL Verwaltung der Kaſſe. 
Vorſtand 88 3—8. 
Kaſſenbeamte 88 9, 10. 
Nebenſtellen 88 11. 12. 
III. Geſchäfts betrieb. 
Annahme der Einlagen § 13. 
Sparmarken und Abholung der Spareinlagen § 14. 
Sparbücher 88 15, 16. 
Rückzahlung der Einlagen 88 17, 18. 
Geſperrte Sparbücher § 19. 
Uebertragbarkeit der Spareinlagen § 20. 
Verzinſung der Einlagen 88 21, 22. 
Verkehr durch die Paſt 8 23. 
Verfahren bei Verluſt eines Sparkoſſenbuches § 24. 

IV. Anlegung der verfügbaren Gelder. 

Allgemeines § 25. 

Hypotheken und Grundſchulden § 26. 
Wertpapiere § 27. 

Darlehen gegen Bürgſchaft 8 28. 

Darlehen gegen Unterpfand § 29. 
Darlehen an öffentlich rechtliche Verbände 8 30. 
Darlehen an Genoſſenſchaften § 31. 

Zeitweilige Belegung der Barbeſtände § 32. 
Darlehen an Mitglieder des MWorftundes und 

Beamie der Kaſſe § 33. 

Aufbewahrung der Wertpapiere § 34. 


Anleihen § 85. 

Jahresabſchlüſſe, Ueberſchüſſe, Kursrücklagefonds, 
Reſervefonds. Ueberſchußfonds § 36. 
V. Schlußbeſtimmungen. 88 37—40. 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 
Name, Sitz und Zweck. 
1 


1. Die im Jahre 1855 von der Stadtgemeinde 
Fürſtenberg a. Oder gegründete Sparkaſſe führt den 
Namen Städtliche Sparkaſſe zu Fürſtenberg a. Oder, 
bedient ſich eines Siegels mit der gleichen Bezeichnung 
und hat ihren Sitz in Fürſtenberg a. Oder. 

2. Sie hat den Zweck, zur ſicheren verzinslichen 
Anlegung von Erſparniſſen und zur Erlangung von 
Darlehen Gelegenheit zu geben. 

Gewährleiſtung. 
2 


Die Sparkaſſe iſt eine öffentliche Gemeinde⸗Anſtalt. 
Ihre Beſtände dürfen nicht mit anderen Beſtänden 
vermiſcht werden. Für ihre Verpflichtungen haftet 
die Stadtgemeinde Fürſtenberg a. Oder. 

II. Verwaltung der Kaſſe. 
Vorſt and. 


88. 

1. Die Verwaltung der Kaſſe wird durch einen 
Vorſtand geführt, welcher aus dem Bürgermeiſter 
als Vorſitzendem und vier von der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung auf 6 Jahre aus ihrer Mitte oder 
zur Hälfte aus der Zahl der ſtimmfähigen Bürger 
zu erwählenden Mitglieder beſteht. Der Bürger⸗ 
meiſter wird in Behinderungsfällen von ſeinem 
geſetzlichen Vertreter wie in den ſonſtigen Dienſt⸗ 
geſchäften vertreten. 

2. Vater und Sohn, Schwiegervater und 
Schwiegerſohn, Brüder und Schwäger dürfen nicht 
zugleich Mitglieder des Vorſtandes ſein. Entſteht 
die Schwägerſchaft im Laufe der Wahldauer, fo 
ſcheidet dasjenige Mitglied aus, durch welches das 
Hindernis herbeigeführt worden iſt. 

3. Die Gewählten bleiben auch nach Ablauf 
ihrer Wahldauer ſo lange in Tätigkeit, bis Neu⸗ 
wahlen ſtattgefunden haben. 

4. Soweit außerordentliche Erſatzwahlen nötig 
werden, bleibt der Erſatzmann nur bis zum Ende 
der Wahldauer des Ausgeſchiedenen in Tätigkeit. 

5. Die Namen des Vorſitzenden, des Stell⸗ 
vertreters und der übrigen Mitglieder werden 
nach der Wahl öffentlich bekannt gemacht. 

6. Der Vorſitzende und die Mitglieder des 
Vorſtandes verwalten ihr Amt unentgeltlich, haben 
jedoch Anſpruch auf Reiſekoſten und Tagegelder nach 
den etwa beſtehenden örtlichen Vorſchriften. 


4. 
Der Vorſtand vertritt die Sparkaſſe bei allen 
gerichtlichen und außergerichtlichen Geſchäften. 
Der Vorſtand iſt befugt, ſich nicht nur in ein⸗ 
zelnen Fällen durch andere Perſonen vertreten zu 


laſſen, ſondern auch gewiſſe häufig wiederkehrende 
Geſchäfte einem einzelnen ſeiner Mitglieder zu 
übertragen. 


5. 

1. Der Vordere führt die laufenden Ge⸗ 
ſchäfte, bereitet die Beſchlüſſe des Vorſtandes vor 
und trägt für ihre Ausführung Sorge. 

2. Er vertritt den Vorſtand nach außen, ver⸗ 
handelt in deſſen Namen mit Behörden und Privat⸗ 
perſonen, führt den Schriftwechſel und zeichnet alle 
Schriftſtücke Namens des Vorſtandes. 

3. Urkunden, welche die Sparkaſſe verpflichten 
ſollen, müſſen von dem Vorſitzenden und 2 Beiſitzern 
vollzogen und mit Siegel oder Stempel verſehen ſein. 
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1. Der Vorſtand ee fih nach Bedarf 
auf beſondere Einladung des Vorſitzenden. 

2. Der Vorſtand faßt feine Beſchlüſſe nach 
Stimmenmehrheit und kann nur beſchließen, wenn 
außer dem Vorſitzenden 2 Mitglieder beiſammen 
find. Bel Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme 
des Vorſitzenden. Die Beſchlüſſe des Vorſtandes 
find ſchriftlich niederzulegen. 

i Reviſionen. 


8 7. 

1. Die Sparkaſſe tft monatlich an demſelben 
Tage, an welchem die Kämmereikaſſe revidiert wird, 
vom Vorſtande zu revidieren. Es kann auch eine 
beſondere Reviſionskommiſſion hiermit beauftragt 
werden. 

2. Mindeſtens ein Mal im Jahre hat der 
Vorſtand unter Hinzuziehung des Stadtverordneten⸗ 
Vorſtehers eine auch die Sicherheit der Wertpapiere, 
Hypotheken und Bürgſchaften umfaſſende außer: 
ordentliche Reviſion der geſamten Beſtände der 
Sparkaſſe vorzunehmen. Das darüber aufzunehmende 
Protokoll iſt dem Magiſtrat vorzulegen. Diefer ift 
befugt, ein oder zwei ſeiner Mitglieder dem Vor⸗ 
ſtande zu der außerordentlichen Revifion beizuordnen, 
auch iſt er berechtigt, ſeinerſeits außerordentliche 
Prüfungen der Kaſſe vorzunehmen. 

Rechnungslegung. 
8 


. 1. Das Rechnungsjahr iſt das Kalenderjahr. 
Am Schluffe des Rechnungsjahres hat die Kaffe die 
Sparkonten obzuſchließen und die Jahresrechnung 
binnen 6 Monaten dem Magiſtrat einzureichen, der 
fie nach vorgenommener Prüfung der Stadtverord⸗ 
netenverſammlung zur Beſchlußfaſſung über die Ent⸗ 
laſtung vorzulegen hat. 

2. Das Ergebnis der Jahresrechnung wird 
öffentlich bekannt gemacht. 
. 3. Ein Auezug aus den Kaſſenbüchern, welcher 
das Guthaben jedes Sparers (nach Nummern, nicht 
nach Namen) am Schluſſe des Rechnungsſahres 
nachmeiſt, iſt nach Abſchluß der Jahresrechnung in 
der Sparkaſſe zur Einſicht für die Sparer auszu⸗ 
legen. Auch iſt jedem Sparer geflattet, ſich jeder 


Zeit von der Uebereinſtimmung ſeines Sparbuches 
mit dem entſprechenden Konto des Kaſſenbuches 
durch Einſicht des letzteren zu überzeugen. 
Kaſſenbeamte. 
0 


Se 

1. Zur Beſorgung der Kaſſengeſchäfte muß min: 
deſtens ein Kaſſenführer und ein Gegenbuchführer 
angeſtellt werden. 

2. Die Kaſſenbeamten ſind als Beamte der Stadt 
anzuſtellen. Ueber die von ihnen zu leiſtſende Sicher⸗ 
heit beſchließen die fiädtiſchen Körperſchaften. Auf 
die Anſtellung dieſer Beamten, die Beſoldung, die 
Witwen⸗ und Waiſenverſorgung finden die für die 
Kommunalbeamten geltenden Beſtimmungen des Ge⸗ 
ſetzes vom 30. Juli 1899 (G.⸗S. S. 141) und 
des erlaſſenen Ortsſtatuts Anwendung. Die Namen 
des Kaſſenführers und des Gegenbuchführers werden 
öffentlich bekannt gemacht. 5 
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8 10. 

1. Alle Quittungen über eingehende Zahlungen, 
ſowie alle Eintragungen in die Sparbücher ſind 
vom Kaſſenführer und Gegenbuchführer gemein⸗ 
ſchaftlich zu vollziehen. Die Namen der zur Quit- 
kungsleiſtung berechtigten Kaſſenbeamten find im 
Kaſſenlokal auszuhängen. 

2. Im übrigen wird die Geſchäftsführung der 
Beamten durch eine vom Magiſtrat zu erlaſſende 
Geſchäftsanweiſung geregelt. 

3. Alle bei der Kaſſenverwaltung und den 
Kaſſenreviſionen beteiligten Perſonen ſind zur Amts⸗ 
verſchwiegenheit verpflichtet. 

Nebenſtellen. 
§ 11. 

1. Der Vorſtand iſt ermächtigt, mit Geneh⸗ 
migung des Magiſtrats innerhalb der Stadt Spar⸗ 
kaſſen⸗Nebenſtellen einzurichten und die zu ihrer Be⸗ 
auſſichtigung nötigen Anordnungen zu treffen. 

2. Die Verwalter der Nebenſtellen werden vom 
Magiſtrat beſtellt, die ihnen zu gewährenden Ver⸗ 
gütungen werden durch Beſchluß der ſtädtiſchen 
Körperſchaften 5 15 


1. Die Nebenſtellen ſind ermächtigt, gegen 
vorläufige Beſcheinigung in einem vom Vorſtand zu 
beſtimmenden Umfange 

1. namens der Sparkaſſe Einlagen in Empfang 
zu nehmen, 

2. Einlagen und Zinſen gegen Quittungsleiſtung 
für die Sparkaſſe zurückzuzahlen, 

3. Kündigungen von Spareinlagen mit rechtlicher 

Wirkung anzunehmen, 

4. Sparbücher zur Herbeiführung der Zinſen⸗ 
zuſchreibung in Empfang zu nehmen. 

2. Binnen 6 Wochen vom Tage der Einzahlung 
ab iſt das mit dem Eintragungsvermerk des Kaſſen⸗ 
führers und Gegenbuchführers verſehene Sparbuch 
gegen Rückgabe der vorläufigen Beſcheinigung bei 
dem Verwalter der Nebenſtelle abzuholen. 
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3. Mit Ablauf dieſer Friſt verliert die vor⸗ 
läufige Beſcheinigung ihre Beweiskraft gegen die 
Sparkaſſe auch in den unter 2, 3 und 4 gedachten 
Fällen. Falls der beſcheinigte Betrag nicht zur 
Sparkaſſe gekommen iſt, kann der Inhaber ſeine 
Anſprüche nur noch gegen den Verwalter der Neben⸗ 
ſtelle geltend machen. 

4. Das Sparbuch wird ſtets bei der Haupt⸗ 
ſtelle ausgeferugt, welche auch das dazu gehörige 
Konto führt. Das Buch iſt der Nebenſtelle zur 
Weitergabe an die Hauptſtelle einzureichen. 

5. Wird das ganze Guthaben zurückgezahlt, ſo 
iſt das Buch von dem Empfänger mit feiner Quittung 
zurückzugeben. 

6. Der geſamte Geſchäftsbetrieb der Neben⸗ 
ſtellen wird durch eine vom Sparkafſen⸗Vorſtand zu 
erlaſſende Anweiſung geregelt. 

III. Geſchäfts betrieb. 
Annahme der Einlagen. 


1. Von der Sparkaſſe werden Einlagen von 
1 Mark bis zu 6000 Mark angenommen. 

2. Höhere Einlagen auf ein Buch ſind nur 
mit Genehmigung des Vorſtandes zuläſſig. Es 
können für ſolche Einlagen ein beſonderer Zinsfuß 
und beſondere Kündigungsbedingungen vereinbart 
werden. 

3. Einlagen von nicht im Bezirke des Kreiſes 
wohnenden Perſonen können zurückgewieſen werden. 
Sparmarken und Abholung 
der Spareinlagen. 

14 


1. Zur Förderung des Sparens durch Samm⸗ 
lung geringer Beträge zur ſpäteren zinsbaren Anlage 
können Sparmarken ausgegeben werden. Die Spar⸗ 
kaſſe iſt nicht verpflichtet, für verlorene Sparmarken 
Erſatz zu leiſten. 

2. Von ſolchen Sparern, die ſich der Kaſſe 
gegenüber zu regelmäßigen Einlagen erbieten, können 
auch Sparbeträge durch Boten der Kaſſe abgeholt 
werden. Für die an den Boten orbnungsmäßig 
geleiſteten Zahlungen haftet die Sparkaſſe. 

3. Alle weiteren Beſtimmungen hierüber erläßt 


der Vorſtand. 
Sparbücher. 
15 


1. Jeder Einleger erhält ein auf Namen lauten: 
des, nach Vorſchrift des § 5 zu vollziehendes Ab⸗ 
rechnungsbuch (Sparbuch), welchem ein Abdruck der 
Satzung und eine Zinsrechnungstabelle beigefügt iſt. 

2. Bei allen Einzahlungen und Abhebungen 
iſt das Sparbuch vorzulegen. 

3. Die aufgelaufenen Zinſen werden im Spar⸗ 
buche bei Gelegenheit einer neuen Einzahlung oder 
Abhebung von Spargeldern zugeſchrieben. Den 
Sparern ſteht es jedoch frei, das Sparbuch alljähr⸗ 
lich nach Schluß des Rechnungsjahres zur Ein⸗ 
tragung der Zinſen vorzulegen. 


4. Eintragungen in die Sparbücher ſind für 
die Sparkaſſe nur verbindlich, wenn fie vom Kaſſen⸗ 
führer und vom Gegenbuchführer vollzogen ſind. 

5. Bei völliger Rückzahlung der Einlage iſt 
das Sparbuch quittiert als Belag zurückzugeben. 

6. Bei Ausſtellung eines Sparbuches iſt von 
15 Einleger eine Gebühr von 20 Pfennig zu ent⸗ 
richten. 


8 16. 

Die Sparbücher und die Konten der Sparkaſſe 
werden unter fortlaufender Nummer geführt. Er⸗ 
loſchene Konten können wiederbelegt werden. 

Rückzahlung der Einlagen. 
17 


1. Die Sparkaſſe iſt berechtigt, aber nicht ver⸗ 
pflichtet, jedem Inhaber des Sparbuches gegen de ſſen 
Vorzeigung oder Rückgabe den Betrag, auf den es 
lautet, teilweiſe oder ganz auszuzahlen, ohne dem 
Einleger oder deſſen Rechtsnachfolger zur Gewähr⸗ 
leiſtung verpflichtet zu fein, wenn nicht vor der 
Auszahlung ein Einſpruch dagegen angebracht und 
in die Bücher der Kaſſe eingetragen worden iſt. 

2. Ein ſolcher Einſpruch wird wirkungslos, 
wenn er nicht, abgeſehen von der Geltendmachung 
durch eine öffentliche Behörde, binnen 4 Wochen nach 
feiner Erhebung gemäß den 88 916ff. der Zivil⸗ 
prozeßordnung durch Zuſtellung einer Arreſt⸗ oder 
einſtweiligen Verfügung oder durch Vorlegung eines 
rechtskräftigen Urteils wiederholt worden ift. 

3. Der Sparer kann verlangen, daß die Kaſſe 
nur an eine von ihm bezeichnete Perſon oder deren 
Rechtsnachfolger zahlt. In dieſem Falle iſt bei 
dem betreffenden Konto und im Sparbuche ein ent⸗ 
ſprechender Vermerk zu machen. 

4. Sparbücher über Mündelgelder ſind als 
ſolche auf dem Buche und auf dem Konto zu be⸗ 
zeichnen; zu Abhebungen iſt, abgeſehen von Zins⸗ 
erhebungen, die Genehmigung des Gegenvormundes 
oder des Vormundſchaftsgerichtes beizubringen. Der 
Nachweis der Genehmigung durch den Gegenvor⸗ 
mund oder das Vormundſchaftsgericht iſt nicht er⸗ 
forderlich, wenn der Vormund oder Pfleger ſeine 
Befreiung hiervon auf Grund der 88 1852, 1855, 
1903, 1904 oder 1917 Er G.⸗B. nachweiſt. 


1. Soweit der Stand der Kaſſe es erlaubt, 
werden die von den Einlegern zurückgeforderten 
Summen ſofort bezahlt. Zur ſofortigen Zahlung 
iſt die Kaſſe aber nur bei Beträgen bis zu 50 
Mark verpflichtet. Im übrigen erfolgt die Rück⸗ 
gewähr von Einlagen 

von 50 Mark bis 150 Mark 2 Wochen 

von 150 Mark bis 300 Mark 1 Monat 

von 300 Mark bis 1500 Mark 3 Monate 

über 1500 Mark 6 Monate 
nach erfolgter Kündigung. Kündigungen werden 
als ungeſchehen betrachtet, wenn der Berechtigte 
binnen 8 Tagen vom Auszahlungstage ab das 
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Geld nicht erhebt. Der Vorſtand ift berechtigt, bei 
Nichtabhebung des Geldes am Aus zahlungstage die 
Verzinſung für den laufenden Monat einzuſtellen. 

2. Vor Ablauf der Rückzahlungsfriſt nach er⸗ 
folgter Kündigung iſt der Einleger ſelbſt dann nicht 
zu weiteren Kündigungen berechtigt, wenn die Kaſſe 
etwa den erſten Betrag vor Ablauf der Kündigungs⸗ 
friſt gezahlt hat. 

Geſperrte Sparbücher. 
19 


1.̃. Auf Antrag kann ein Sparbuch bis zu 
einem beſtimmten Termin oder bis zum Eintritt 
eines beſtimmten Ereigniſſes dadurch geſperrt wer⸗ 
den, daß vom Kaſſenführer und Gegenbuchführer 
ein Sperroermerk in das Sparbuch eingetragen 
wird. Die Sperrung hat die Wirkung, daß die 
Sparkaſſe das Guthaben nur nach Maßgabe dieſes 
Vermerks auszahlen darf. Vorzeitig darf der Sperr⸗ 
vermerk nur ausnahmsweiſe mit Genehmigung des 
Vorſtandes aufgehoben werden. 
Uebertragbarkeit nn Spareinlagen. 


Die Sparkaſſe kann mit anderen öffentlichen 
Sparkaſſen Uebereinkommen treffen, wonach auf 
Wunſch eines Sparers deſſen Guthaben auf eine 
andere Sparkaſſe ohne Unterbrechung der Ver⸗ 
zinſung überwieſen werden kann. Die nãheren 
Feſtſezungen über das Verfahren und die Koſten 
u. ſ. w. trifft der Vorſtand. 

Verzinſung Fe Einlagen. 


1. Von ſämtlichen Einlagen wird jede volle 
Mark mit 3 ¼ 9% verzinſt. Beträge unter einer 
Mark werden nicht verzinſt. 

2. Die ſtädtiſchen Körperſchaften ſind ermäch⸗ 
tigt, den Zinsſuß bis auf 5 % zu erhöhen oder bis 
zu 3 % zu ermäßigen. Jede Ermäßigung bedarf 
der Genehmigung des Oberpräſidenten. 

3. Jede Veränderung des Zinsfußes iſt ge⸗ 
mäß § 39 zweimal in einem Zeitraum von zwei 
Wochen öffentlich bekannt zu machen und tritt 
früheſtens zwei Monate nach der zweiten Bekannt⸗ 
machung in Kraft. Eine Herabſetzung des Zins⸗ 
ſußes darf ſich niemals auf dle Vergangenheit 
erſtrecken. 

4. Die Zinſen werden vom erſten Tage des 
auf den 2 der Einzahlung folgenden Monats ab 
berechnet. Für Einlagen, die in den erſten 3 Kalender⸗ 
tagen des Monats gemacht werden, werden auch für 
den laufenden Monat Zinſen gewährt. Bei Rück⸗ 
zahlungen werden die Zinſen ſtets nur bis zum 1. 
deejenigen Monats berechnet, in welchem die Rück⸗ 
zahlung erfolgt. Für die an den letzten beiden 

agen eines Monats abgehobenen Summen werden 

Infen bis zum Schluſſe des Monats, in welchem 
die Rückzahlung erfolgt, berechnet. 

5. Die ſtädtiſchen Körperſchaften ſind ermächtigt, 
die vorſtehend genannten Friſten ander weit feſtzuſetzen. 


22. 

1. Am Schluſſe 995 Rechnungsjahres werden 
die Zinſen den Einlagen zugeſchrieben und von da 
ab mit verzinſt. 

2. Meldet ſich ein Berechtigter innerhalb 
30 Jahren ſeit der letzten Vorzeigung des Spar⸗ 
buches nicht bei der Sparkaſſe, ſo hört mit dem 
Ablauf dieſer 30 Jahre die weitere Verzinſung 
ſeines Guthabens auf. ö 

3. Sind 50 Jahre ſeit der letzten Einzahlung 
oder Rückzahlung verfloſſen, ſo kann nach vorauf⸗ 
gegangener Bekanntmachung das Guthaben der Stadt 
Fürſtenberg a. Oder zur Verwendung für gemein⸗ 
nützige Zwecke überwieſen werden. 

Verkehr 8 die Poſt. 
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1. Die Sparkaſſe iſt verpflichtet, durch die 
Poſt eingehende Geldzahlungen anzunehmen und 
auf Wunſch Rückzahlungen durch die Poſt auf 
Koſten des Sparers zu bewirken. 

2. Eine Gewährleiſtung irgend einer Art aus 
dieſen Ueberſendungen übernimmt die Sparkaſſe nicht. 
Verfahren bei . eines Sparbuches. 


Der Verluſt eines Sparbuches iſt der Spar⸗ 
kaſſe anzuzeigen, welche den Verluſt, ohne die Legi⸗ 
timation des Anzeigenden zu prüfen, in ihren 
Büchern vermerkt. Vermag der Verlierer die Ver⸗ 
nichtung des Sparbuches auf eine überzeugende 
Weiſe darzutun, ſo wird ihm auf Beſchluß des 
Vorſtandes ein neues Buch auf Grund der Kaſſen⸗ 
bücher ausgefertigt. In allen übrigen Fällen muß 
das Sparbuch nach den geſetzlichen Beſtimmungen 
aufgeboten und für kraftlos erklärt werden. 

IV. Anlegung der verfügbaren Gelder. 

Allgemeines. 


25. 
Die Gelder der Sparkaſſe werden zins⸗ 
bar angelegt: 
in Hypotheken oder Grundſchulden (8 26), 
in Wertpapieren (8 27), 
in Darlehen gegen Bürgſchaft (8 28), 
in Darlehen gegen Unterpfand (§ 29), 
in Darlehen an öffentlich rechtliche Verbände (8 30), 
in Darlehen an Genoſſenſchaften (8 31), 
vorübergehend bei öffentlichen Banken (5 32). 
Hypotheken und Grundſchulden. 
26 
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8 26. 

1. Gegen Hypothek oder Grundſchuld können 
Grundſtücke innerhalb des Garantieverbandes und 
der Kreiſe Guben, Weft-Sternberg, Oſt⸗Sternberg, 
Kroſſen, Lübben, Lebus und Beeskow⸗Storkow be⸗ 
liehen werden, ſobald fie genügende Sicherheit bieten. 
Genügende Sicherheit wird angenommen, wenn die 
Forderung ſich bewegt: 

a) innerhalb des 22 ½ fachen Grundſteuerrein⸗ 
ertrages und des 12½ fachen Gebäudeſteuer⸗ 
nutzungswertes, 


b) bei land» und forſtwirtſchaftlich genutzten Grund» 
ſtücken innerhalb zwei Dritteln, bei Hausgrund⸗ 
ſtücken innerhalb der erſten Hälfte des durch 
Taxe feſtgeſtellten Wertes. 

2. Als Taxen im Sinne des Buchſtaben b 
gelten nur ſolche, welche entweder 

1. den Vorſchriften des Art. 73 8 1 Abſ. 2 des 
Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buche vom 20. September 1899 entsprechen, oder 

2. von einer öffentlichen Feuer ſozietät aufgenommen 
ſind, oder 

3. durch zwei vom Magiſtrat beſtimmte und ge⸗ 
richtlich vereidigte Taxatoren abgegeben find. 
Bei Beleihungen von Grundſtücken, die nicht 
im Bezirke des Garantieverbandes belegen ſind, 
kann der Vorſtand ſich auch der Taxatoren 
derjenigen Sparkaſſe bedienen, in deren Bezirk 
das zu beleihende Grundſtück liegt. 

3. Es dürfen nicht beliehen werden: 

1. unbebaute Bauſtellen an nicht bebauungsfähigen 
Straßen. 

2. Grundſtücke und Gebäude, ſoweit deren Wert 
auf induſtrieller Nutzung beruht. 

3. Grundſtücke, die durch ihre Ausnutzung ver⸗ 
ſchlechtert werden (Lehm⸗, Ton⸗ oder Kies⸗ 
gruben, Torfitihe uſw.). 

4. Hypoihekendarlehen können auch mit Til 
gungszwang gewährt werden. Die Bedingungen, 
unter denen ſolche Hypotheken ausgeliehen werden, 
werden vom Vorſtande feſtgeſetzt. 

ee 
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1. An Wertpapieren dürfen nur ſolche er⸗ 
worben werden, in denen Mündelgelder belegt werden 
können (88 1807, 1808 B. G.⸗B. und Art. 74 
des Ausführungsgeſetzes zum B. G.⸗B. vom 
20. September 1899). 

2. Mindeſtens 25%, der Geſamtbeſtände der 
Sparkoſſe einſchlleßlich des Kursrücklage⸗ und Reſerve⸗ 
fonds müſſen in ſolchen Wertpapieren angelegt fein, 
die zum Handel an der Berliner Börſe zugelaſſen 
ſind und dort regelmäßig in größeren Poſten ge⸗ 
handelt werden 

Darlehen gegen Bürgſchaft. 
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1. Darlehen gegen Bürgſchaft werden auf 
Schuldſchein oder Wechſel gewährt, jedoch nur an Ein⸗ 
wohner des Landkreiſes Guben und Weſt⸗Sternberg, 
wenn zwei als fiher anerkannte Perſonen ſich für Kapital, 
Zinſen und Koften ſelbſiſchuldneriſch verbürgen. 

2. Derartige Darlehns⸗ und Bürgſchafts⸗ 
ſchulden ein und derſelben Perſon dürfen zuſammen 
die Summe von 3000 Mark nicht überſteigen. 
Sie dürfen nicht über 12 Monate laufen. Ver⸗ 
längerungen dieſer Darlehen ſollen nur ausnahms⸗ 
weiſe und in der Regel nur dann bewilligt werden, 
wenn eine Abzahlung von mindeſtens 10% der 
urſprünglichen Darlehnsſchuld geleiſtet wird. 


3. Die Ausleihungen dieſer Art dürfen in 
ihrer Geſamtheit 10% des Geſamteinlagebeſtandes 
der Sparkaſſe nicht überſteigen. 

4. Wer die Kaſſe in die Lage verſetzt hat, 
einen Bürgen in Anſpruch nehmen zu müſſen, kann 
niemals wieder ein Bürgſchaftsdarlehen aus der 
Kaffe erhalten oder als Bürge auftreten. 

Darlehen gegen Unterpfand. 
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1. Darlehen werden auf Schuldſchein oder 
Wechſel gewährt gegen Verpfändung 

a) von Hypotheken⸗ und Grundſchuldbriefen mit 
der im § 26 verlangten Sicherheit oder 

b) von Wertpapieren der im $ 27 bezeichneten 
Art, oder 

o) von Sparbüchern folder öffentlichen Spar⸗ 
kaſſen, welche zur Anlegung von Mündelgeldern 
für geeignet erklärt ſind. 

2. Wertpapiere dürfen nur bis zu ¼ des 
Kurswerts, niemals aber über den Nennwert hin⸗ 
aus beliehen werden. Sinkt der Kurs, ſo iſt das 
Pfand eniſprechend zu ergänzen oder das Darlehen 
ſofort zurückzuzahlen. 

3. Sparbücher dürfen bis zu 0 des Nenn: 
werts beliehen werden. Das Darlehn darf erſt 
ausgezahlt werden, wenn die Sparkaſſe, welche das 
Sparbuch ausgeſtellt hat, von der Verpfändung be⸗ 
nachtichtigt iſt und den Empfang der Nachricht 
beſtätigt hat. 

Darlehen an Silent lie ahline Verbände. 


1. Darlehen an Kieiſe, Gemeinden (politiſche, 
Kirchen⸗ oder Schulgemeinden) und ſonſtige mit 
Körperſchaftsrechten ausgeftatiete öffentlich rechtliche 
Verbände des Deutſchen Reiches können gegen vor⸗ 
ſchriftsmäßige Schuldverſchreibungen mit Tilgungs⸗ 
zwang gewährt werden, ſofern die Anleihe ordnungs⸗ 
mäßig beſchloſſen und von der zuſtändigen Behörde 
genehmigt worden iſt. 

2. Darlehen ſolcher Art dürfen insgeſamt 
50 v. H. des Geſamtbeſtandes der Sparkaſſe, die⸗ 
jenigen an den eigenen Garantieverband allein 25 % 
nicht überſteigen. 

3. Der Erwerb von Anleiheſcheinen, die vom 
Garantieverbande ausgegeben find, iſt der Hingabe 
von Darlehen an ihn gleich zu achten. 

Darlehen an Genoſſenſchaften. 
31 


Darlehen können gewährt werden an Genoſſen⸗ 
ſchaften mit unbeſchränkter Haft⸗ oder Nachſchuß⸗ 
pflicht, ſowie an Genoſſenſchaften mit beſchränkter 
Hafıpflicht, jedoch unter Ausſchluß von Kredit⸗ 
genoſſenſchaften gemäß dem Miniſterialerlaſſe vom 
31. Oktober 1901. 

Zeitweilige Belegung der Barbeftände. 
§ 32. 


1. Verfügbare Gelder können ohne Beſtellung 
einer Sicherheit vorübergehend hinterlegt werden bei 


der Reichsbank, einer Staatsbank oder einer anderen 
durch Landesgeſetz dazu für geeignet erklärten 
Bank, bei der Preußtihen Zentralgenoſſenſchafts⸗ 
kaſſe oder bei einer ſonſtigen preußiſchen öffentlichen 
Bankanſtalt (Landesbank, landſchaftlichen, ritier⸗ 
ſchaftlichen Darlehnekaſſe) oder bei der Provinzial⸗ 
Haupikaſſe, oder bei öff ntlichen Sparkaſſen, welche 
zur Anlegung von Mündelgeld für geeignet erklärt find. 
2. Auch kann die Sparkaſſe in Scheckverkehr 

mit den vorbezeichneten Banken und Kaſſen treten. 
Das Scheckduch iſt in gemeinſchaftlichem Verſchluſſe 
des Vorſitzenden oder eines Mitgliedes des Vor⸗ 
ſtandes und des Kaffenführers aufzubewahren; die 
Schecks ſind durch den Vorſitzenden oder bei deſſen 
Behinderung durch ein Mitglied des Vorſtandes und 
durch den Kaſſenführer gemeinſchafilich zu vollziehen. 
Darlehen an Mitglieder des Vorſtandes 

und 0 der Kaſſe. 
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1. An die Mitglieder des Vorſtandes und die 
Beamten der Koſſe dürfen Darlehen gegen Schuld⸗ 
ſchein oder Wechſel nicht gegeben werden. 

Auch dürfen dieſe Perſonen nicht als Bürgen 
8 28 angenommen werden. 

Aufbewahrung in Wertpapiere. 


Die Mertbeflände der Sparkaſſe find unter 
gemeinſchaf lichem Verſchluß bes Vorſitzenden, eines 
Vorſtandsmitgliedes und des Rendanten, die Weri⸗ 
papiere getrennt von den zugehörigen Zinsſcheinen 
und Zinsanweiſungen aufzubewahren, oder bei den 
im § 31 genannten Inſtituten niederzulegen. 

Anleihen. 
8 35. 
I. Für den Fall vorübergehenden Geldbedarfs 
iſt der Vorſtand ermächtigt, die erforderlichen Geld- 
mittel durch Verpfändung von Hypotheken oder 
Wertpapieren zu beſchoffen. 

2. Die Beſtände des Reſervefonds dürfen nur 
verpfändet werden, ſoweit es ſich um die Deckung 
der aus dem Reſervefonds zu beſtreitenden Aus⸗ 
gaben handelt. / 

Jahresabſchlüſſe, Ueberſchüſſe, Kurss 
rücklagefonds, Reſervefonds, Ueberſchuß— 
fonds. 


8 36. 

1. In den Jahresabschluß find die kursfählgen 
Wertpapiere zum Tageskurſe am letzten Tage des 
Rechnungejahres, aber nicht über dem Ankaufswerte, 
die nicht kursfähigen Wertpapiere zum Ankaufs⸗ 
werte, aber nicht über dem Nennwerte einzuſtellen. 

2 Zur Deckung etwaiger Auefälle wird ein 
Kursrücklagefonds und ein Reſervefonds gebildet, 
deren Beſtände von den übrigen Sparkaſſenbeſtänden 
getrennt zu verwalten und zu buchen ſind. 

3. Der Kursrücklagefonds wird aus den Kurs⸗ 
gewinnen gebildet, die durch Verkauf oder Aus⸗ 


loſung von Inhaber papieren eniſtehen; er dient zur 


Deckung etwaiger Kursverluſte. Die von ihm auf⸗ 
kommenden Zinſen ſind ihm unverkürzt zuzuführen. 

4. Zum Reſervefonds find die Jahresüberſchüſſe 
zu vereinnahmen, das heißt die Zinsüberſchüſſe, 
welche nach Bildung des Kursrücklagefonds und 
nach Beſtreitung der Verwaltungskoſten und der 
aus dem Kursrücklagefonds nicht gedeckten Ausfälle 
verbleiben. Die vom Reſervefonds aufkommenden 
Zinſen gehören nicht zu den Jahresüberſchüſſen, 
ſondern werden dem Reſervefonds unverkürzt gut⸗ 
geſchrieben, bis dieſer 10% des Geſamiguthabens 
der Sparer zuzüglich der Sparerzinſen erreicht hat. 

5. Sobald der Nefervefonds den Beitrag von 
5% des Geſamtguthabens der Sparer zuzüglich 
der Sparerzinſen erreicht hat, können die Jahres⸗ 
überſchüſſe zur Hälfte, ſobald er 10% erreicht hat, 
in ihrem vollen Betrage, ſowie die Zinfen des 
Reſervefonds mit Genehmigung des Regierungs⸗ 
präſidenten zu gemeinnützigen Zwecken des Garantie⸗ 
verbandes verwendet werden. 

6. Verfügbare Ueberſchüſſe, welche nicht ſofort 
verwendet werden ſollen, können mit Genehmigung 
des Regierungspräſidenten zu einem Ueberſchußfonds 
angeſammelt werden. Die Verwendung der Be⸗ 
ſtände des Ueberſchußfonds zu gemeinnüßigen Zwecken 
des Garantieverbandes bleibt an die Genehmigung 
des Regierungspräſidenten gebunden und iſt nur 
zuläſſig, wenn und ſoweit Reſerve⸗ und Ueberſchuß⸗ 
fonds zuſammen die in Abſatz 5 vorgeſehenen 
Mindeſtbeträge erreicht haben. 

V. R 
37. 
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1. Dieſe Satzung kann durch Beſchluß der 
ſtädtiſchen Körperſchaten mit Genehmigung des 
Ober⸗Präſidenten abgeändert werden. Die Abände⸗ 
rungen ſind öffentlich bekannt zu machen. In dieſer 
Bekanntmachung in ausdrücklich hervorzuheben, daß 
die Aenderungen mit einem beſtimmt zu bezeichnen⸗ 
den Tage in Kraft treten und von da ab auch für 
alle ſeiiherigen Sparer Anwendung finden, welche 
nicht vorher ihre Einlagen gemäß 5 18 gekündigt 
haben würden. 


38. 

1. Die büblicden Serve en find ermäch⸗ 
ligt, die Aufhebung der Sparkaſſe zu beſchließen. 
Ein ſolcher Beſchruß bedarf der Genehmigung des 
Oberpräſidenten und iſt nach deren Erteilung drei⸗ 
mal in Zwiſchenräumen von je 3 Wochen bekannt 
zu machen, unter gleichzeitiger Aufkündigung der 
Guthaben zu einem beſtimmten Tage. Zöiſchen 
dieſem Tage und der eriten Bekanntmachung muß 
eine Friſt von mindeſtens 3 Monaten liegen. 

2. Die Guthaben, welche infolge ſolcher Kün⸗ 
digung bis zu dem feſigeſetzten Termine nicht zurück⸗ 
genommen find, werden nicht weiter verzinſt, ſon⸗ 
dern auf Gefahr und Koſten der Empfangsberech⸗ 
tigten hinterlegt. 

3. Die Beſtände des Kursrücklagefonds, des 
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Reſervefonds und des Ueberſchußfonds werden nach 
Beſchluß der ſtädriſchen Körperſchaften mit Geneh⸗ 
migung des Regierungspräſidenten für gemeinnützige 
Zwecke zu Gunſten der Stadt verwendet 


Alle öffentlichen Bekanntmachungen der Spar⸗ 
kaſſe erfolgen durch das Kreisblatt für den Land⸗ 
kreis Guben. Erforderlichen Falles beſtimmt der 
Porſtand andere Zeitungen, in denen die öffent: 
lichen Bekanntmachungen zu erſcheinen haben, und 
macht dies öffentlich bekannt. 

8 40. 

Die vorſtehende Satzung wird nach Vorſchrift 
des § 40 des derzeitigen Statuts durch das Amis⸗ 
blatt der Königlichen Regierung zu Frankfurt a. O. 
und die Füritenberger Zeitung bekannt gemacht und 
tritt mit dem noch näher bekannt zu machenden 
Tage ab in Kraft. 

Mit demſelben Zeitpunkte treten die bisherigen 
Statuten vom 20. Auguſt 1880, beftätigt am 2. Okto⸗ 
ber 1880 und die zu dieſem Statut erlaſſenen Nach⸗ 
träge außer Kraft. 

Fürpenberg a. Oder, den 30. Mai 1906. 

Der Magiſtrat. 
gez. Collina, Rutſch, 
Bürgermeiſter. Beigeordneter. 


Die vorſtehende Satzung der ſtädtiſchen Spar⸗ 
kaſſe zu Fürſtenberg a. Oder wird hierdurch genehmigt. 
Potsdam, den 14. Januar 1907. 
0. P. 736. (L. S.) 
Der Oberpräſident. gez. von Trott zu Solz. 


Die vorſtehende Satzung wird hiermit zur 
öffentlichen Kenntnis gebracht. Dieſelbe tritt mit 
dem 1. April 1907 in Kraft und findet von da ab 
auch für alle ſeitherigen Sparer Anwendung, welche 
nicht vorher ihre Einlagen gemäß § 27 des derzeitigen 
Statuls gekündigt bezw. zurückerhalten haben. 

Fürstenberg a. Oder, den 1. Februar 1907. 

Der Magiſirat Collina. 
125. Bei dem Konſiſtorium der Prooinz iſt An⸗ 
zeige gemacht über folgende Geſchenke, welche neuer⸗ 
dings den mit den Diözeſen nachvenannten Kirchen pp. 
des Regierungsbezirks Frankfurt a. O. geſpendet 
wurden. 

Arnswalde. K. Granow. 1. Jungfr.⸗Verein 
2 Traukiſſen. K. Schwachenwalde. 2. Fabrikbeſ. 
Schmidt 300 M. zur inneren Ausſtatiung der Kirche. 
3. Rittergutsbeſ. Friedländer 100 M dgl. 4 Fr. v. 
Wedemeyer 100 M. dgl. 5. Gutebeſ. Heiſe 50 M. 
dgl. 6. Fr. Glahn Sophienhof 50 M. dgl. 7. Pf. Sieg 
50 M. dgl. 8. Ung. 40. M. dgl. 9. Kreisſynode 
30 M. dgl. 10. Gutsbeſ. Bloy 25 M. dgl. 11 Sup. 
Kuhnert 20 M. dgl. 12. Frl. Glahn⸗Cranzin 20 Dit. 


dgl. 18. Hegemelſter Wernicke 20 M. dgl. 14. Stadt: 
förſter Brotke 10 M. dgl. 15. Samml. in der Gmde. 
245 M. dgl. Calau. K. Allmoſen. 16. Mehr. 
Gmdeglieder 40 M. z. Beſchaff. v. Abendmahlsgeräten. 
Cottbus. K. Sylow. 17. Samml. der Gmde. 
308,90 M. f. d. innere Ausſtatt. d. Kirche. 18. Orts⸗ 
vorſieher Markula Altarbekleid. u. Schrankendecken. 
19. Büdner Plaſchna Altarleucht. 20. Hüfner Korrenz 
Kronleucht. 21. Gem. K. Rat der Ober⸗ u. Kloſter⸗ 
kirche Cotibus Kronleucht. Gen. Sup. D. Braun 
Altarbibel. 23. Sup. Böttcher Kanzelbibel. 24. Wwe. 
Chollowa Weinkanne. 25. Frl. Markula dgl. 26. Kon⸗ 
firm. Krankenkommunionbeſteck. 27. Fr. Pf. Rieſe 
Altardecke. 28. Fr. Anders u. Gebr. Lehmann 
2 Altarvaſen mit Sträußen. 29. Fr. Lehrer Torms 
10 M. 30. Junge Fabrikmädchen ſelbſtgeknüpften 
Smyrnateppich. Croſſen I. K. Meſſow. 31. Freiw. 
Gaben Tauſkanne u. Kanzelbibel. K. Schönfeld. 
32. Freiw. Gaben Wiederherſtellung des Tauf⸗ 
engels u. 4 Wandleucht. K. Zettitz. 33. General 
v. Müller Altarteppich. Frankfurt I. K. Müll: 
roſe. 34. Fr. Auguſtin Aliarwand behang. K. 
Kunersdorf. 35. Frl. Gebauer Abendmahls⸗ 
kannne. Frankfurt II. K. Treplin. 36. Patron 
v. Burgsdorff u. Ehefrau Cibortum. K. Hohen⸗ 
jeſar. 37. Dieſelben Kanzelpultdecke, Ciborium u. 
Verſilberung der Abendmahlsgeräte. Friedeberg Nm. 
K. Lubiath 38. Gaſtwirt Bengſch Altarieppich. 
39. Eigent. Kleemann Taufſteindecke. 40. Fr. Pf. 
Funk Altardecke. 41. Fr. Aelt. Bengſch Taufſtein⸗ 
decke u. 2 Altarvaſen mit Buketts. 42. Fr. Aelt. 
Hempel 2 Buketts. Soldin. K. Mellentin. 
43. Rent. Ramm 500 M. f. d. Orgel. Spremberg. 
K. Dubraucke. 44. Fr. Ritter gutsbeſ. v. Poncet 
Taufſtein u. Altarpodeſtteppich. 45. Oberſteiger 
Heinicke 10 M. z. Ausſchmückung d. Kirche. 46. Pf. 
Vetter aus dem Ertrage der Ortschronik 7 Glas⸗ 
gemälde. 47. Derſelbe 2 Altarleucht. K Clett⸗ 
witz. 48. Bergwerksbeſ. Treuherz Taufſteindeckel. 
49 Wwe. Fielitz 2 Altarleucht. u. 3 Glasgemälde. 
50. Prof. Wandſchnetder Kruzifix. 51. Bergwerks⸗ 
direktor Mehiſcher Altarbibel. 52. Auszügler Kubiſch 
Altar⸗ u. Kanzelpultdecke. 53. Seklion Clettwitz des 
Vaterländ. Frauenvereins Altarteppich, Altar⸗ und 
Kanzelpultdecke. 54. Fr. Wagner Suckerei d. Altar⸗ 
u. Kanzelpultdecke. 55. Männer- u. Jünglingsverein 
u. Krieger verein 50 M. z Ausſchmückung d. Kirche. 
Sternberg I. K. Arensdorf. 56. Patron von 
Köppen 200 M. z. Beſchoff. von Kirchenglocken. 
57. Fr. v. Köppen 20 M. dgl. 58. Gmdeglieder 
234,64 M. dgl. u. für Kirchenſchmuck. K. Her⸗ 
zogswalde. 59. Fr. Pf. Lommaßſch Alter und 
Kanzelpulituch. Sternberg II K. Leichholz. 
60. Fr. Boehm 400 M. f. d. kirchl. Gmdepflege. 
Königliches Konſiſtorium. 


K. I. 549. Steinhauſen. 
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